
 

Stadtverordnetenversammlung 
Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und 
Gleichstellung 

(&) 
documenta-Stadt 
 
Kassel, 27.08.2010 

 
 

Niederschrift 
 

über die 42. öffentliche Sitzung 
des Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung 

am Donnerstag, 19.08.2010, 17.00 Uhr, 
im Kommissionszimmer I, Rathaus, Kassel 

 
 
Anwesende:  Siehe Anwesenheitsliste 
 (Bestandteil der Niederschrift) 
 
 
Tagesordnung: 
 
 

1. Ordnung zur Änderung der Tarifordnung für die Benutzung der 
städtischen Sportplatzanlagen und deren Einrichtungen vom 05.11.2001 
(Vierte Änderung) 

101.16.1795 

 
 

2. Satzung für das Jugendamt der Stadt Kassel 101.16.1796 
 
 

3. Frauenförderplan für den Eigenbetrieb "Die Stadtreiniger Kassel" 101.16.1797 
 
 

4. Ausbau des Rettungsdienstes 101.16.1777 
 
 

5. UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 101.16.1781 
 
 

6. Standorte Notarztsysteme 101.16.1792 
 
 

7. Straftaten konsequent zur Anzeige bringen 101.16.1793 
 
 

8. Integrationsbeauftragter 101.16.1784 
 
 

9. GPS im Ordnungsamt 101.16.1800 
 

 
 
Vorsitzender Kieselbach eröffnet die mit der Einladung vom 11.08.2010 ordnungsgemäß 
einberufene 42. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und 
Gleichstellung, begrüßt die Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
 
 
Zur Tagesordnung 
 
Stadtverordneter Dr. Eichler, SPD-Fraktion, regt an den Tagesordnungspunkt 6 abzusetzen, damit 
er in der nächsten Sitzung nach dem Bericht des Magistrats zum Ausbau des Rettungsdienstes 
behandelt werden kann. Nachdem Bürgermeister Kaiser zusichert, dass bis zur nächsten Sitzung 
des Ausschusses keine vollendeten Fakten geschaffen werden, beantragt Stadtverordneter 
Kortmann den Tagesordnungspunkt 6 
 
 Standorte Notarztsysteme 
 Antrag der CDU-Fraktion 
 101.16.1792 
 
von der Tagesordnung abzusetzen. 
 
 
 



 
 

 
Niederschrift zur 42. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und 
Gleichstellung vom 19.08.2010 Seite 2 

 
 
Ausschussvorsitzender Kieselbach teilt mit, dass für die Gäste ein Ordner mit Sitzungsunterlagen 
zur Einsichtnahme ausliegt. 
 
 
 
 
 

1. Ordnung zur Änderung der Tarifordnung für die Benutzung der städtischen 
Sportplatzanlagen und deren Einrichtungen vom 05.11.2001 (Vierte Änderung) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.1795 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Ordnung zur Änderung der 
Tarifordnung für die Benutzung der städtischen Sportplatzanlagen und deren 
Einrichtungen vom 05.11.2001 (Vierte Änderung) in der aus der Anlage zu dieser 
Vorlage ersichtlichen Fassung.“ 

 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke.ASG 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Ordnung zur Änderung der Tarifordnung für die 
Benutzung der städtischen Sportplatzanlagen und deren Einrichtungen vom 
05.11.2001 (Vierte Änderung), 101.16.1795, wird zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. Eichler 
 
 
 
 
 
 

2. Satzung für das Jugendamt der Stadt Kassel 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.1796 - 

 
 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Satzung für das Jugendamt der 
Stadt Kassel in der aus der Anlage zu dieser Vorlage ersichtlichen Fassung.“ 
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Aufgrund verschiedener Fragen der Ausschussmitglieder kamen Zweifel in Bezug auf fachliche 
Inhalte auf, die im Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung zu klären wären, so dass 
entschieden wurde, die Vorlage in der nächsten Sitzung erneut zu behandeln, nachdem diese im 
entsprechenden Fachausschuss beraten wurde. 
 
Erneute Behandlung in der nächsten Sitzung. 
 
 
 
 

3. Frauenförderplan für den Eigenbetrieb "Die Stadtreiniger Kassel" 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.1797 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung nimmt von dem beiliegenden Bericht zum 
Frauenförderplan für den Eigenbetrieb „Die Stadtreiniger Kassel“ für die Zeit vom 01.01.2008 
bis zum 30.06.2010 (Anlage 1) Kenntnis und stimmt den beigefügten Zielvorgaben zum 
Frauenförderplan für den Eigenbetrieb „Die Stadtreiniger Kassel“ für die Zeit vom 01.07.2010 
bis zum 31.12.2011/30.06.2012 (Anlage 2) zu.“ 

 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Frauenförderplan für den Eigenbetrieb "Die 
Stadtreiniger Kassel", 101.16.1797, wird zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Kortmann 
 
 
 
 
 

4. Ausbau des Rettungsdienstes 
Antrag der SPD-Fraktion 
- 101.16.1777 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird gebeten, in der nächsten Sitzung des Ausschusses für 
Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung über den aktuellen Stand des 
Ausbaus des Rettungsdienstes in der Stadt (und dem Landkreis Kassel) zu 
informieren, des weiteren insbesondere über Zeitplan der Umsetzung des Ausbaus, 
Standorte und Betreiber der Rettungswachen sowie das Rettungsdienstsystem im 
Stadtgebiet insgesamt. 
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Stadtverordneter Dr. Eichler begründet den Antrag seiner Fraktion und ändert diesen im Laufe der 
Diskussion ab. 
 
 

 Geänderter Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird gebeten, in der nächsten Sitzung des Ausschusses für 
Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung über den Verfahrensstand des 
Ausbaus des Rettungsdienstes in der Stadt (und dem Landkreis Kassel) zu 
informieren, des weiteren insbesondere über Zeitplan der Umsetzung des Ausbaus, 
Standorte und Betreiber der Rettungswachen sowie das Rettungsdienstsystem im 
Stadtgebiet insgesamt und den Verfahrensstand des Ausbaus des 
Luftrettungssystems Kassel. 

 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem geänderten Antrag der SPD-Fraktion betr. Ausbau des Rettungsdienstes, 
101.16.1777, wird zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Fürsch 
 
 
 
 
 

5. UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
Antrag der Fraktion B90/Grüne 
- 101.16.1781 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

1. Der Magistrat wird beauftragt, in enger Zusammenarbeit mit dem Behindertenbeirat 
einen Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Konvention über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen zu erarbeiten. 
In den Aktionsplan fließen die bisherigen Aktivitäten, wie beispielsweise die Umsetzung 
der Barcelona-Erklärung, die Umsetzung von Barrierefreiheit oder der Ausbau von 
Integrationsfirmen ein und werden weiter entwickelt. 
Entsprechend dem Ziel der Inklusion wird der Aktionsplan orientiert an grundlegenden 
Lebensbereichen politikfeldübergreifend gestaltet. Besondere Bedeutung haben hierbei 
die gemeinsame Erziehung und Bildung behinderter und nicht behinderter Kinder und 
Jugendlicher, der Zugang und die Teilhabe am allgemeinen Arbeitsmarkt, die 
Verwirklichung umfassender Barrierefreiheit sowie der weitere Ausbau 
gemeindeintegrierter Wohn- und Assistenzformen.  
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2. Der Magistrat wird beauftragt im Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport über 
die erreichten Fortschritte zu berichten. Insbesondere im Hinblick auf 
• Barrierefreiheit im Rathaus / bzw. öffentlicher städtischer Einrichtungen 
• Barrierefreiheit ÖPNV 
• Förderung integrierter Ansätze zur aktiven Eingliederung 
• Teilhabe am allgemeinen Arbeitsmarkt  
• Erfüllung der Pflichtquote zur Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen im 

Rathaus selbst und der städtischen Betriebe  
 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem Antrag der Fraktion B90/Grüne betr. UN-Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen, 101.16.1781, wird zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Selbert 
 
 
 
 
 

6. Standorte Notarztsysteme 
Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.16.1792 - 

 
 
Abgesetzt. 
 
 
 
 
 

7. Straftaten konsequent zur Anzeige bringen 
Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.16.1793 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, Straftaten gegen öffentliches und städtisches Eigentum 
auch dann konsequent zur Anzeige zu bringen, wenn er nicht damit rechnet, das Eigentum 
zurückzuerhalten oder Schadenersatz zu bekommen. 

 
 
Vorsitzender Kieselbach übergibt die Sitzungsleitung an den 1. stellvertretenden Vorsitzenden 
Liebetrau aufgrund eigener Wortmeldung. Stadtverordneter Kieselbach begründet den Antrag 
seiner Fraktion ausführlich. 
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Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: CDU 
Ablehnung: SPD, B90/Grüne, Kasseler Linke.ASG, FDP 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Der Antrag der CDU-Fraktion betr. Straftaten konsequent zur Anzeige bringen, 
101.16.1793, wird abgelehnt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Oberbrunner 
 
 
 
 

8. Integrationsbeauftragter 
Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.16.1784 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wer hat den amtierenden Integrationsbeauftragten, Herrn Jürgen Rösler, ernannt? 
 

2. Wofür ist der Integrationsbeauftragte im Einzelnen zuständig? 
 

3. Inwieweit unterscheiden oder überschneiden sich die Aufgaben des 
Integrationsbeauftragten von den Aufgaben des ehemaligen Aussiedlerbeauftragten 
Johann Thießen? 

 
Bürgermeister Kaiser beantwortet die Anfrage (siehe Anlage 1). In diesem Zusammenhang teilt er 
mit, dass Herr Jürgen Rösler nicht mehr Integrationsbeauftragter ist. 
Die schriftliche Antwort soll auch mit der Einladung zur nächsten Sitzung versandt werden. 
Offene Fragen der Ausschussmitglieder können dann in der nächsten Sitzung beantwortet werden. 
 
Erneute Behandlung in der nächsten Sitzung. 
 
 
 
 

9. GPS im Ordnungsamt 
Anfrage der SPD-Fraktion 
- 101.16.1800 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

Ist es richtig, dass das Ordnungsamt den Einsatz einer GPS-gestützten Ortungssoftware 
beabsichtigt? 
Wenn ja: Aus welchem Grund und unter welchen Rahmenbedingungen? 
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Stadtverordnete Bogdon, SPD-Fraktion, erläutert die Anfrage ihrer Fraktion, die im Anschluss von 
Bürgermeister Kaiser beantwortet wird (siehe Anlage 2). 
In der sich anschließenden Diskussion beantworten Bürgermeister Kaiser und Herr Heiser, Leiter 
des Ordnungsamtes, die Fragen der Ausschussmitglieder.  
Vorsitzender Kieselbach erklärt die Anfrage für erledigt. 
 
Die Anfrage ist durch Bürgermeister Kaiser beantwortet. 
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 18:15 Uhr 
 
 
 
 
 
 
Wolfram Kieselbach Andrea Turski 
Vorsitzender Schriftführerin 



 
 

 
Niederschrift zur 42. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und 
Gleichstellung vom 19.08.2010 Seite 8 

 

 



 
 

 
Niederschrift zur 42. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und 
Gleichstellung vom 19.08.2010 Seite 9 

 



 
 

 
Niederschrift zur 42. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und 
Gleichstellung vom 19.08.2010 Seite 10 

 



 
 

 
Niederschrift zur 42. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und 
Gleichstellung vom 19.08.2010 Seite 11 

 



 
 

 
Niederschrift zur 42. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und 
Gleichstellung vom 19.08.2010 Seite 12 

 



 
 

 
Niederschrift zur 42. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und 
Gleichstellung vom 19.08.2010 Seite 13 

 





 





 


	Dokumente
	Öffentliche Niederschrift 19.08.2010 Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung  (aktualisiert: 22.02.2011)

	Tagesordnungspunkte
	I. Tagesordnung
	8. Integrationsbeauftragter 101.16.1784
	Antwort des Magistrats (exportiert: 22.02.2011)

	9. GPS im Ordnungsamt 101.16.1800
	Antwort des Magistrats (exportiert: 22.02.2011)




